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DasSprachrohr
der Leser
Leserzuschriften geben die
Ansicht des Einsenders wieder,
sie werdenmit Name undWohnort
des Einsenders veröffentlicht.
Dennoch ist die vollständige Adresse
anzugeben. Unabhängig von der
Höchstlänge von 1500 Zeichen
behält sich die Redaktion das Recht
auf Kürzungen vor, die durch (…)
gekennzeichnet sind. Zuschriften
müssen sich auf lokale Artikel oder
Begebenheiten beziehen und den
presserechtliehen Bestimmungen
entsprechen. Das heißt: Leserbriefe
dürfen keine falschen Behauptun-
gen enthalten und niemanden
beleidigen. Unterwww.tagblatt.de/
leserbriefe können Sie Ihre Zuschrift
direkt ansTAGBLATT senden.

Mail: redaktion@tagblatt.de

Direkt gefragt (4): Vier Fragen richtet das TAGBLATT bis zur
Bundestagswahl an die sechs Kandidatinnen und Kandidaten der
Bundestags- und Landtagsparteien für denWahlkreis Tübingen. Alle
bekommen für ihr Statement gleich viel Raum. Unsere vierte Frage:
Wiewill Ihre Partei Altersarmut verhindern? Vom Kandidaten
der AfD erhielten wir auch dieses Mal keine Antwort.

Wie will Ihre
Partei Altersarmut
verhindern?

DubravkoMandic
Bundestags-Kandidat der AfD

Martin Rosemann
Bundestags-Abgeordneter der SPD

Heike Hänsel
Bundestags-Abgeordnete der Linken

Christopher Gohl
Bundestags-Kandidat der FDP

Chris Kühn
Bundestags-Abgeordneter der Grünen

AnnetteWidmann-Mauz
Bundestags-Abgeordnete der CDU

SichereRenten brauchen einen
stabilenArbeitsmarkt. Dank an-
haltendemWachstumundRe-
kordbeschäftigung haben dieRen-
ten bei uns seit 2014 umnahezu 10
Prozent zugelegt. Dazu zählt auch
dieMütterrente derUnion, die ein
Rentenplus von rund 30Euro je
Kind für knapp 10MillionenEltern
bedeutet. Auch ist davon auszuge-
hen, dass dieRente bis 2030 jedes
Jahr umweitere zwei Prozent
steigt. DasRentenniveau ist zuletzt
sogar auf 48,2 Prozent angewach-
sen.UmdasRentenniveaumög-
lichst hoch zu halten undAltersar-
mut zu verhindern,wollenwir in
ganzDeutschlandVollbeschäfti-
gung erreichen. Risikogruppen
sind aber Langzeitarbeitslose, Al-
leinerziehende und Selbständige
ohneVorsorge.Hier braucht es
zielgenaue Lösungen,wiewir sie
bei der Betriebs- und der Erwerbs-
minderungsrente erreicht haben.
Unser Ziel ist es,mit einer unab-
hängigenRentenkommission bis
2019 ein solidesRentenkonzept im
Konsens zu erarbeiten, das Le-
bensleistung honoriert undGene-
rationengerechtigkeit sichert.

Wirwollen das Rentenniveau
wieder auf 53 Prozent anheben
und die gesetzliche Rente stärken.
Vollzeiterwerbstätigemit 12 Euro
Stundenlohn undmehr erhielten
dann in der Regel eine Rente von
mehr als 1050 Euro. Eine Einzel-
handelskauffraumit einemVer-
dienst von 1940 Euro brutto hätte
dadurchmonatlich gut 270 Euro
mehr Rente. Von dieser Rente
würden vor allem Frauen profitie-
ren. Ausbildungszeitenmüssen
besser anerkanntwerden und zu
höheren Renten führen.

Zeiten der Erwerbslosigkeit,
der Kindererziehung und Pflege
müssen besser abgesichert wer-
den, damit sie nicht zuArmuts-
renten führen. Für jedes Kind, un-
abhängig vomGeburtsjahr, wollen
wir drei Entgeltpunkte auf dem
Rentenkonto gutschreiben.Wir
wollen eine SolidarischeMindest-
rente inHöhe von 1050 Euro ein-
führen. Unser Ziel ist eine Renten-
versicherung, in die alle einzah-
len, auch Selbständige und Beam-
tewie inÖsterreich, dies kann die
Rente langfristig stabilisieren und
den Lebensstandard sichern.

DieRentemuss auch in Zukunft
verlässlich sein.Die Bekämpfung
vonAltersarmut ist somit ein zent-
rales Ziel unserer Rentenpolitik.
Neben der Stabilisierung desRen-
tenniveaus brauchenwir zielge-
naueMaßnahmen für Personen-
gruppen, die besonders vomRisi-
ko derAltersarmut betroffen sind.
Die Erwerbsminderungsrente
wollenwir für alle Erwerbsminde-
rungsrentner verbessern, nicht
versicherte Selbständige in die ge-
setzlicheRentenversicherung ein-
beziehen undPrävention undRe-
habilitationweiter stärken. Jeder,
der seinLeben langgearbeitet hat,
sollmit der Solidarrente eineRente
überdemGrundsicherungsniveau
bekommen.Außerdemsorgenwir
mit gebührenfreierBildungvonder
Kita bis zumHochschulabschluss
oderMeister, einer starkenTarif-
bindungundgerechtenLöhnen so-
wie einer besserenVereinbarkeit
vonFamilie undBeruf unddembis-
her vonderCDUblockierten
Rückkehrrecht inVollzeitarbeit für
auskömmlicheRenten.Dennesgilt
derZusammenhang: guteArbeit,
guteLöhne, guteRente.

Das ist sicherlich eine der großen
sozialen Fragen, vor allem durch
den demographischenWandel.
Ich setzemich dafür ein, eineUn-
tergrenze zu schaffen, damit nie-
mandmehr imAlter in Armut ge-
rät, obwohl er oder sie viele Jahre
gearbeitet hat.Wirwollen eine
Garantierente, die dafür sorgt,
dassman von der eigenen Rente
auch leben kann. Armutsbekämp-
fung ist keine Frage der sozialen
Sicherungssysteme allein, son-
dern auch eine Steuerfrage und ei-
ne Frage der gesamtenGesell-
schaft.

Deshalbmuss solch eineGa-
rantierente über Steuern finan-
ziert werden, denn dannwird das
Rentensystem nichtweiter belas-
tet. Damit sorgenwir für Gerech-
tigkeit, indemwir solch eine ge-
sellschaftliche Aufgabe nicht zu-
künftigenGenerationen und Bei-
tragszahlern aufbürden. ImAu-
genblick sind vor allem viele Frau-
en vonAltersarmut betroffen, und
die brauchen endlich einwirksa-
mes Instrument, das vor Altersar-
mut schützt.

DerKampf gegen dieAltersarmut
darf nicht erst bei derRentenhöhe
aufgenommenwerden. Er fängt
schon bei guter Bildung und einer
starkenWirtschaftmit gutenAr-
beitsplätzen an – und entspre-
chend höheren Einzahlungen in
dieRentenkasse. Auch die private
und betrieblicheAltersvorsorge
muss gestärktwerden, etwa indem
manEinkünfte daraus nur teilwei-
se auf dieGrundsicherung imAl-
ter anrechnet undVorsorge sich
auszahlt. Und esmuss auch bei
kleineren Einkommenmöglich
sein, dafür zu sorgen, dassman im
Altermietfreiwohnen kann.Dafür
müssenBauen oderWohnungs-
kauf billiger und einfacherwerden,
zumBeispiel durch einen Freibe-
trag bei derGrunderwerbssteuer.
Bei dann noch nicht ausreichender
Rente soll eineAufstockung erfol-
gen – aber aus Steuermitteln, nicht
ausRentenbeiträgen. Besondere
Unterstützung brauchenAlleiner-
ziehende, die zugunsten vonKin-
dernZugeständnisse an denEr-
werb vonRentenansprüchenma-
chen unddeshalb typisch vonAl-
tersarmut bedroht sind.

Ich war in Dresden. Dort ist jeden
Montag Pegida-Demonstration.
Viele Menschen. Erstaunlich dis-
zipliniert. Vorne sechs, hinten
sechs Polizisten. Parole: „Merkel
mussweg.“

Ich war Dienstagabend am
Haagtor, Auftritt Dr. Sahra Wa-
genknecht. Viele Menschen, diszi-
pliniert. Parole: „Merkel muss ab-
gewählt werden“.

Wer politische Viertel- und
Halbwahrheiten und Populismus
liebt, hätte bei Dr. Wagenknecht
seine helle Freude gehabt. Ko-
misch: Ich kenne einige herausra-
gende Vertreter der Linken in Tü-
bingen. Das sind ernsthafte und
respektgebietende Menschen, vor
denen ich Hochachtung habe. Al-
len voran das Ehepaar Strasdeit.
Von Wagenknecht war ich ent-
täuscht: Etwas weniger Linkspo-
pulismuswäremehr gewesen.

Gut 2500 Interessierte kamen am
Dienstagabend zum Auftritt der
Linken-Spitzenkandidatin Sahra
Wagenknecht auf den Tübinger
Haagtorplatz. Doch nicht alle wa-
ren begeistert.

Linkspopulismus

Albrecht Kühn, Tübingen

Das TAGBLATT hat es dem Bun-
destagskandidaten der AfD ermög-
licht, sich ausgerechnet zum The-
maFlüchtlinge fast eine ganze Seite
lang zu verbreiten. Genausowie al-
le Polit-Talkshows die AfD nur zu
diesem Thema einladen. Kein
Wunder, dass die AfD in den Um-
fragen zulegt.

Weshalb präsentiert das TAG-
BLATT der AfD dieses Thema auf
dem Silbertablett? Weshalb
schleppt Chefredakteur Stegert
den AfD-Kandidaten denn nicht
zum Biotechnologiepark (so wie
Die Linke), insUniklinikumoder in
eine Bank? Dann wäre er gezwun-
gen gewesen, sich auch einmal zu
Themen wie Pflegenotstand, Um-
verteilung, Steuerpolitik etc. zu äu-
ßern, zu denen die AfD nichts an-
zubieten hat und wenn, dann nur
neoliberale, antisoziale Konzepte.
Mit diesem Artikel kann die AfD
genau bei ihrer Klientel punkten,
dankTAGBLATT.

In der TAGBLATT-Serie „Wahlbe-
kanntschaften“ stritt der AfD-Kan-
didat DubravkoMandicmit dem
Rottenburger Bäckermeister Heinz
Manke über Flüchtlingspolitik.Man-
ke bildet Gambier aus,weil er keine
deutschen Lehrlinge findet.

Auf dem Silbertablett

Michael Schwarz, Tübingen

ie letzten Leserbriefe mit
Bezug zurBundestagswahl
am Sonntag, 24. Septem-
ber, werden im SCHWÄ-

BISCHEN TAGBLATT in der Don-
nerstagsausgabe vom 21. September
veröffentlicht. Die Frist für die An-
nahme dieser Leserbriefe endet am
Mittwoch, 20. September, um 12
Uhr. Wahlbezogene Leserbriefe,
die erst nach diesem Zeitpunkt die
Redaktion erreichen (egal ob per
Post, Fax oder online), können
nichtmehrberücksichtigtwerden.

D
Leserbriefe zur
Bundestagswahl

Nun hängen sie wieder – die Bun-
destags-Kandidaten auf Wahlpla-
katen mit Profilen aus ihren bes-
ten Jahren oder auf die besten Jah-
re retuschiert und verkünden wie-
der ihre lapidaren oder nichtssa-
genden Botschaften. Der unver-
gleichliche Vicco von Bülow alias
Loriot hat einmal zutreffend fest-
gestellt: „Der beste Platz für Poli-
tiker ist das Wahlplakat: dort sind
sie tragbar, geräuschlos und leicht
zu entfernen".

Über die Plakate zur Bundestags-
wahl macht sich dieser Leser seine
Gedanken.

Der beste Platz

Friedrich Schäuble, Tübingen

Angesichts des Versagens der
deutschen Politik in vielen Fel-
dern und angesichts ihrer ans Kri-
minelle grenzenden Verflechtung
mit dem Großkapital, der Großin-
dustrie und den Großbanken
(„wirtschaftskonforme Demokra-
tie“; A. Merkel), kann man den
Wunsch nach Alternativen verste-
hen. Wenn aber Lenin oder gar
Stalin (!) als Heilmittel angeboten
werden, dann zeugt das von Un-
kenntnis der Geschichte, völliger
moralischer Desorientierung oder
einfach nur vonDummheit.

Lenin war als Urheber und An-
führer des Roten Terrors ein skru-
pelloser Massenmörder und darin
Vorgänger und direktes Vorbild
für Stalin, Mao, Pol Pot und ande-
re „Marxisten-Leninisten“, aber
offenbar auch für deren ideologi-
schen Gegner von ganz rechts.
Das Ziel Lenins war nicht die Er-
richtung der „Diktatur des Prole-
tariats“, sondern die Errichtung
seiner eigenen Diktatur und der
Diktatur seiner bolschewistischen
Politmafia über ein aus willigen
Teilen der radikalisierten Unter-
schicht erst zusammengeschmie-
detes „Proletariat“. (...) Ein Le-
nin-Zitat, gleichzeitig eine direkte
Anweisung an die sadistische Ter-
ror-Polizei Tscheka: „Je mehr Ver-
treter der reaktionären Bourgeoi-
sie und der reaktionären Geist-
lichkeit wir erschießen können,
desto besser.“ „Reaktionäre“ wa-
ren und erschießen sollte man al-
le, egal ob einfache Soldaten und
Matrosen, Offiziere, Arbeiter,
Bauern, Klein- oder Großbürger,
Prostituierte, Anarchisten („Ban-

Die Tübingerin Claudia Lenger-
Atan kandidiert für die Internatio-
nalistische Liste/MLPD zum Bun-
destag. In einem Leserbrief vom 11.
August kritisierte sie die politi-
schen Auffassungen des AfD-Kan-
didaten Dubravko Mandic. Daraus
entwickelte sich eine Lenin- und
Stalin-Leserbriefdiskussion.

Dummheit

diten“) oder Intellektuelle
(„Scheiße“), wenn sie sich der
Diktatur Lenins nicht fügen woll-
ten. Unter Stalin kamen als
„schädliche Elemente“ Kinder
und Jugendliche dazu! (...)
DietrichWörn, Tübingen

Niedlich, wie sich Stuttgarts
CDU-Fraktionsvorsitzender Rein-
hart in Ergenzingen als Retter des
Mittelstands und der Gäubahn
aufspielt. Seit 1996 ignoriert die
CDU den Staatsvertrag mit der
Schweiz zum zweigleisigen Aus-
bau der Gäubahn und hat jetzt
kaum Ersatzstrecken für das
Rheintalbahn-Chaos: Nur 20 Pro-
zent der Güter (auch des Mittel-
stands) werden zwischen Genua
und Rotterdam rechtzeitig trans-
portiert wegen der katastrophalen
Infrastrukturpolitik Dobrindts,
die immer mehr Güter per Lkw
auf überfüllte Autobahnen leitet.
Handwerker und Pkw-Fahrer lässt
die CDU bei der Hardware-Um-
rüstung der Diesel im Stich.

Beim Breitband-Ausbau picken
sich Konzerne profitable Groß-
städte heraus, das flache Land
wird aus Steuergeldern aufgerüs-
tet. Finanzminister Schäuble
streicht 5 Milliarden für die Digi-
talisierung der Schulen. Braucht
der Mittelstand keine Facharbei-
ter und jungen Flüchtlinge als
Azubis? Im Kreistag bekämpft die
CDU die Forderung der IHKs
nach einer Einstiegsqualifikation
für Geflüchtete zur Berufsausbil-
dung. Sind der Unterrichtsausfall
an Berufsschulen – vielerorts
„weit über zehn Prozent“ – und
ein Scheitern der Integration eine
reine Erfindung des Berufsschul-
lehrerverbandes? Landesweit feh-

Der Stuttgarter CDU-Landtags-
fraktionsvorsitzendeWolfgang
Reinhart sprach in Ergenzingen
über Infrastruktur undWirtschaft
(„Ein Hauch von Dubai im Gäu“, 6.
September).

Nachhilfe

len 437 Berufsschullehrer, 2018
sollen weitere 600 Stellen gestri-
chen werden. Insgesamt fordert
der Verband für nächstes Jahr
1480 neue Stellen.

Bis zum nächsten Ergenzin-
gen-Besuch braucht Reinhart viel
Nachhilfe, damit er wenigstens
die Fakten kennt und das CDU-
Versagen aufhört!
Emanuel Peter, Rottenburg,
Linke-Stadtrat

Nun, Herr Auer, es ist sicherlich
so, dass Frau Widmann-Mauz als
Parlamentarische Staatssekretärin
einerseits und Bundesvorsitzende
der mitgliederstärksten CDU-Ver-
einigung andererseits auch in
Wahlkampfzeiten noch andere
Aufgaben hat und deshalb nicht
jedes Podium persönlich besu-
chen kann wie Herr Rosemann, in
dessen Auftrag sie augenschein-
lich schreiben.

Jedoch soll ja auf Podien in ers-
ter Linie Parteipolitik vertreten
werden, und dort war die CDU
(wie sie auch selbst bemerken)
mit Experten auf den jeweiligen
Gebieten vertreten. Darüber hin-
aus gibt es ja noch die Podien des
TAGBLATTs am 14. September
und der Landeszentrale für Politi-
sche Bildung am 18. September,
die sich im Gegensatz zu den von
Ihnen erwähnten Veranstaltungen
mit einem breiten Themenspekt-
rum befassen. Warum Sie von
„Schlafwagen-Strategie“ spre-
chen, istmir daher schleierhaft.

Und was hat die SPD nun
„mehr anzubieten“? In erster Linie
viele Vorhaben (Arbeitslosengeld
Q , kostenlose Bildung, „Chancen-
konto“ und weitere milliarden-
schwere Versprechen auf Kosten
der jüngeren Generation in der
Rentenpolitik), ohne anzugeben,
wie dies alles gegenfinanziert
werden soll – im Zweifel auf Kos-
ten von uns Steuerzahlern. Inwie-
weit dieWählerinnen undWähler
dieses Angebot bereit sind anzu-
nehmen, zeigt ein nüchterner
Blick auf die aktuellen Umfrage-
werte der Sozialdemokraten.

Verantwortungsvolle Politik ist
das nicht, denn: Auch der Heilige
St. Martin musste seinen Mantel
erst erwirtschaften, bevor er ihn
teilen konnte!

Peter Auer warf in einem Leser-
brief der CDU-Bundestagskandi-
datin AnnetteWidmann-Mauz vor,
„so gut wie jede Debatte“ zu
scheuen (13. September). Hier
kommt Antwort.

Noch andereAufgaben

Lars Kopp, Tübingen

Von wegen „inzwischen“! Vor be-
sagten fünfzig Jahren schon habe
ich als Junge diese Spinnen im da-
mals noch „Feld-und Wiesen-Lin-
dele“ in Rottenburg bereits ge-
sammelt (es gab genügend), über
den Sommer im Terrarium gehal-
ten, mit Grashüpfern gefüttert
und nach dem Schlüpfen der Jung-
spinnen im Herbst wieder in die
Freiheit entlassen. Aber schön,
dass sie angesichts der aktuellen
massiven Abnahme der Insekten
immer noch zu entdecken sind!

EineWespenspinneausMössingen-
Talheimveröffentlichtenwiram7.
SeptemberaufderLeserbriefseite–
versehenmitderÜberschrift„Inzwi-
schen inEuropaheimisch“.

Schön

Matthias Küchler, Pfrondorf


